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(Nr. 14305.) Geſetz zur Anderung der Preußiſchen Ausführungsverordnung zur Verordnung über die 
Fürſorgepflicht. Vom 21. Januar 1936. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


81. 
Die Preußiſche Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 
17. April 1924 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Mai 1932 (Geſetzſamml. S. 207), 
der Verordnung vom 17. März 1933 (Geſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 17. März 1934 
(Geſetzſamml. S. 155) wird wie folgt geändert: 


1. § 14 erhält folgende Faſſung: 

(1) Die Landesfürſorgeverbände und die Bezirksfürſorgeverbände ſind befugt, den 
durch die Fürſorgepflicht entſtehenden Aufwand nach den Vorſchriften des Kommunal⸗ 
abgabenrechts auf die Glieder des Verbandes unterzuverteilen, ſoweit der Aufwand nicht 
durch eigene Einnahmen des Fürſorgeverbandes gedeckt wird. ö 


(2) Kreisangehörige Gemeinden tragen einen von dem Miniſter des Innern im 
Einvernehmen mit dem Finanzminiſter feſtzuſetzenden Anteil an dem in ihnen entſtehenden 
ſachlichen Aufwande für die dem Landkreis als Bezirksfürſorgeverband obliegenden 
Fürſorgeaufgaben, mindeſtens jedoch 50 vom Hundert. Das gleiche gilt hinſichtlich der 
Erſtattungsleiſtungen, zu denen ein Landkreis als Bezirksfürſorgeverband einem anderen 
Fürſorgeverband infolge einer Abſchiebung (§ 17 der Verordnung über die Fürſorgepflicht) 
verpflichtet iſt, zu Laſten derjenigen Gemeinde, deren pflichtwidriges oder gegen Treu und 
Glauben verſtoßendes Verhalten in einer rechtskräftigen Entſcheidung zwiſchen den Für⸗ 
ſorgeverbänden feſtgeſtellt ift, oder die ihre Verpflichtung als Folge eines ſolchen Ver⸗ 
haltens anerkannt hat. Wird ein Hilfsbedürftiger im Wege der Fürſorge in einer Anſtalt 
oder in Pflege untergebracht, ſo gilt der Aufwand als in der Gemeinde entſtanden, aus 

der die Unterbringung erfolgt iſt. Entſprechendes gilt, wenn ein Hilfsbedürftiger innerhalb 
des Landkreiſes abgeſchoben worden iſt. 


(8) Sit eine Gemeinde trotz äußerſter Einſchränkung ihrer Ausgaben und trotz voller 

Ausſchöpfung ihrer Einnahmemöglichkeiten außerſtande, ihren Haushalt zum Ausgleich 

zu bringen, ſo kann der von ihr nach Abſ. 2 Satz 1 zu tragende Anteil an den Fürſorge⸗ 

koſten auf ihren Antrag durch einen Beſchluß des Landrats auf den Landkreis übernommen 

werden, ſoweit er mehr als ein Viertel dieſer Koſten beträgt. Der Landrat hat vor ſeiner 

Entſcheidung einen Beirat anzuhören, der aus 4 bis 6 Bürgermeiſtern ſolcher kreis⸗ 
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angehöriger Gemeinden beſteht, bei denen die vorgenannten Vorausſetzungen nicht 
vorliegen. 


() Ergibt die Rechnung einer Gemeinde in einem Rechnungsjahre, für das die 
Übernahme von Fürſorgekoſten der Gemeinde auf den Landkreis gemäß Abſ. 3 erfolgt iſt, 
einen Überſchuß im ordentlichen Haushalt, ſo hat die Gemeinde den durch die Übernahme 
der Fürſorgekoſten erſparten Betrag dem Landkreis auf deſſen Anfordern bis zur Höhe 
dieſes Überſchuſſes zu erſtatten. 


(5) Gegen einen Beſchluß des Landrats, durch den dem Antrag auf Übernahme 
von Fürſorgekoſten einer Gemeinde auf den Landkreis nicht oder nicht in vollem Umfange 
ſtattgegeben wird, ſowie gegen Erſtattungsforderungen des Landkreiſes gemäß Abſ. 4 
findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an den Regierungspräſidenten ſtatt, der 
endgültig entſcheidet. 


(6) Der Miniſter des Innern erläßt Grundſätze über die Vorausſetzungen der 
Übernahme von Fürſorgekoſten der Gemeinden auf die Landkreiſe gemäß Ab. 3 und trifft 
Beſtimmungen über das Verfahren. 


2. Hinter § 14 wird folgende Vorſchrift eingefügt: 


§ 14 a. 8 

(1) Vorbehaltlich anderweitiger Vereinbarung iſt an Beträgen, die zum Erſatz der 
Koſten der Fürſorge des Einzelfalls insbeſondere von anderen Fürſorgeverbänden ein⸗ 
gehen, diejenige kreisangehörige Gemeinde, die den Gemeindeanteil an den Fürſorgekoſten 
trägt, in dem von den Miniſtern des Innern und der Finanzen gemäß § 14 Abſ. 2 feſt⸗ 
geſetzten Verhältniſſe zu beteiligen. 

(2) Soweit kreisangehörige Gemeinden den in ihnen entſtehenden Aufwand nicht 
ſelbſt zu tragen haben, hat ihnen der Bezirksfürſorgeverband erforderlichenfalls ange⸗ 
meſſene Vorſchüſſe zu gewähren. N 

(3) Zwiſchen dem Bezirksfürſorgeverband und den kreisangehörigen Gemeinden hat 
über die gegenſeitigen Verpflichtungen und Leiſtungen einſchließlich derjenigen nach 8 7 
Abſ. 3 eine Abrechnung und zwar vorbehaltlich eines anderweitigen Beſchluſſes des Kreis⸗ 
ausſchuſſes vierteljährlich, mindeſtens aber für jedes Rechnungsjahr zu erfolgen. 

(4) Bei Streit über Art und Höhe der Vorſchußleiſtung oder die Erſatzleiſtung aus 
der Abrechnung beſchließt auf Antrag eines Beteiligten der Regierungspräſident. Gegen⸗ 
über einem vom Bezirksfürſorgeverband in Rechnung geſtellten Aufwand iſt der Einwand, 
daß eine andere Gemeinde oder ein anderer Gemeindeverband ihn zu tragen hat, 
unzuläſſig. 


3. § 15 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 


(2) Kreisangehörige Städte ſowie ſolche Gemeinden und engere Gemeindeverbände, 
deren Einwohnerzahl nach der letzten Volkszählung mehr als 3000 betragen hat, können 
die Übertragung der Durchführung von Fürſorgeaufgaben beantragen; die Übertragung 
der Durchführung von Fürſorgeaufgaben auf dem Gebiete der Fürſorge für Kriegs⸗ 
beſchädigte und Kriegshinterbliebene, Kleinrentner einſchließlich der Empfänger von Klein⸗ 
rentnerhilfe ſowie Sozialrenter und dieſen Gleichgeſtellte können nur Gemeinden und 
engere Gemeindeverbände von mehr als 10 000 Einwohnern beantragen. Dem Antrag iſt 
zu entſprechen, ſoweit nicht die Durchführung durch den Bezirksfürſorgeverband ſelbſt für 
eine, den Anforderungen der Verordnung über die Fürſorgepflicht und der Reichsgrundſätze 
über Vorausſetzung, Art und Maß der öffentlichen Fürſorge entſprechende und wirtſchaftlich 
geſunde Erfüllung der Fürſorgeaufgaben erforderlich iſt. Im Streitfall entſcheidet der 
Regierungspräſident endgültig darüber, ob und in welchem Umfange die Durchführung 
von Fürſorgeaufgaben zu übertragen iſt. 
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82. 
Die beteiligten Miniſter erlaſſen die zur Durchführung und Ausführung dieſes Geſetzes 
erforderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften. 


83. 
Das Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1936 in Kraft. 


Berlin, den 21. Januar 1936. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende 
Geſetz, dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 21. Januar 1936. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14306.) Polizeiverordnung zur Anderung der Polizeiverordnung über die polizeiliche Genehmigung 
zur Herſtellung, zum Vertrieb und zum Beſitz von Sprengſtoffen ſowie zu deren Ein⸗ 
führung aus dem Auslande (Sprengſtofferlaubnisſcheine) vom 15. Juli 1924 
(SM Bl. S. 198). Vom 11. Januar 1936. 


Auf Grund des $ 2 des Reichsgeſetzes gegen den verbrecheriſchen und gemeingefährlichen 
Gebrauch von Sprengſtoffen vom 9. Juni 1884 (Reichsgeſetzbl. S. 61) und des Polizeiverwaltungs⸗ 
geſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) wird im Einvernehmen mit dem Miniſter des 
Innern für das Land Preußen folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 


ERR 
Die Polizeiverordnung über die polizeiliche Genehmigung zur Herſtellung, zum Vertrieb 
und zum Beſitz von Sprengſtoffen ſowie zu deren Einführung aus dem Auslande (Sprengſtoff⸗ 
erlaubnisſcheine) vom 15. Juli 1924 (SM Bl. S. 198) wird wie folgt geändert: 


1. Im § 2 Abſ. 3 Satz 3 werden die Worte „Miniſter für Handel und Gewerbe“ durch das 
Wort „Wirtſchaftsminiſter“ erſetzt. Der letzte Satz des genannten Abſatzes erhält folgende Faſſung: 
Dieſer beſtimmt einen Sachverſtändigen, der ſich darüber äußert, ob die einzufüh⸗ 
renden Sprengſtoffe zu den zum Verkehr zugelaſſenen Sprengſtoffen (§ 2 der Polizei⸗ 
verordnung über den Verkehr mit Sprengſtoffen vom 4. September 1935 — Geſetzſamml. 
S. 119 — gehören oder, ſofern es ſich um die Einführung neuer Sprengſtoffe zu Ver⸗ 
ſuchszwecken handelt, ob dieſe hinſichtlich des Verkehrs im Sinne des § 1 der eben er⸗ 
wähnten Polizeiverordnung nicht gefährlicher ſind als die Sprengſtoffe der 2. Gruppe der 

Anlage O zur Eiſenbahnverkehrsordnung. 


2. Im 8 6 Ab. 3 Satz 2 werden die Worte von „Abgangsregiſter“ bis zum Schluſſe durch die 
Worte „Lagerbuch (§ 8 Abſ. 1 oder 2) einzutragen.“ erſetzt. Ferner werden im letzten Satze dieſes 
Abſatzes die Worte „23. Dezember 1908 (Reichsgeſetzbl. 1909 Nr. 3)“ durch die Worte „16. Mai 1928 
(Reichsgeſetzbl. II S. 401)“ erſetzt. 


3. Im $ 7 Abſ. 3 Satz 5 werden die Worte „der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung“ durch die 
Worte „für Wirtſchaft“ erſetzt. 
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ii. 
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Der $ 8 erhält folgende Faſſung: 


Buchführung über die Herſtellung, den Vertrieb und die 
Ausgabe von Sprengſtoffen. 
() Für die nach § 1 Abſ. 2 des Sprengſtoffgeſetzes vom 9. Juni 1884 (Reichsgeſetzbl. 
S. 61) erforderliche Buchführung über die Herſtellung und den Vertrieb von Sprengſtoffen 
iſt das anliegende Muſter E zu verwenden. Perſonen, die ſich mit dem Vertriebe von 
Sprengſtoffen befaſſen, ohne ſelbſt in deren Beſitz zu kommen, brauchen kein Lagerbuch zu 
führen. 


() Die nach 8 23 der Polizeiverordnung über den Verkehr mit Sprengſtoffen 
(Sprengſtoffverkehrsverordnung) vom 4. September 1935 (Geſetzſamml. S. 119) vor⸗ 
geſchriebene Buchung der Einnahme und der Ausgabe von Sprengſtoffen hat nach dem an⸗ 
liegenden Muſter F zu erfolgen. In das Lagerbuch ſind auch die Sprengſtoffe einzutragen, 
die gelegentlich an Dritte, zum Beſitz von Sprengſtoffen Berechtigte, abgegeben werden. 


(3) Die Lagerbücher Muſter E und F find für jedes Lager des Unternehmers be⸗ 
ſonders zu führen und im Lager ſelbſt oder in leicht erreichbarer Nähe ſicher aufzubewahren. 

Vernichtete oder in Verluſt geratene Sprengſtoffe ſind in den Lagerbüchern (Muſter E 
oder F) unter „Ausgabe“ regelrecht zu buchen. Ein Verluſt an Sprengſtoffen iſt unver⸗ 
züglich der Ortspolizeibehörde, in den der Aufſicht der Bergbehörde unterſtehenden 
Betrieben dem Bergrevierbeamten anzuzeigen. Endgültig in das Lager zurückgegebene 
Sprengſtoffe ſind als eingenommen einzutragen. 5 

Bei Sprengſtoffen, die aus dem Ausland eingeführt werden, ſind auf der Einnahme⸗ 
ſeite Ausſteller, Tag und Nummer des Einfuhrerlaubnisſcheins ſowie Tag und Rückgabe 
des verfallenden Erlaubnisſcheins an die zuſtändige Behörde (§ 6 Abſ. 8) zu vermerken. 

Die Lagerbücher ſind am Ende jeder Seite, mindeſtens aber monatlich abzuſchließen. 
Der Lagerverwalter hat hierbei die Übereinſtimmung des errechneten Beſtandes mit dem 
tatſächlichen Lagerbeſtande nachzuprüfen und durch Unterſchrift zu beſcheinigen. Werden 
Sprengſtoffe ausnahmsweiſe von einem Vertreter des Lagerverwalters vereinnahmt oder 
ausgegeben, ſo iſt dies in jedem Falle durch Unterſchrift in der Spalte Bemerkungen zu 
beſcheinigen. a 

(4) Über die in den Muſtern E und F enthaltenen Angaben hinaus können im Inter⸗ 
eſſe der Erleichterung der Prüfung und der Überſichtlichkeit weitere Angaben von den Buch⸗ 
führenden eingeführt werden. Die Landespolizeibehörden und für den Aufſichtsbereich der 
Bergbehörden die Oberbergämter ſind befugt, im Falle eines dringenden Bedürfniſſes 
abweichende Vorſchriften über die Buchführung zu treffen und in Einzelfällen Ausnahmen 
zuzulaſſen. 


5. § 10 Abſ. 1 Satz 3 erhält folgende Faſſung: 


Der nach dem Lagerbuch errechnete Beſtand muß mit dem tatſächlichen Beſtand im 
Lager übereinſtimmen. 


Ferner werden im § 10 Abſ. 1 vierter Unterabſatz die Worte „Lager⸗ oder Verausgabungs⸗ 
bücher“ durch das Wort „Lagerbücher“ erſetzt. 


8 2. 


Die der Polizeiverordnung über die polizeiliche Genehmigung zur Herſtellung, zum Vertrieb 
und zum Beſitz von Sprengſtoffen ſowie zu deren Einführung aus dem Auslande (Sprengitoff- 
erlaubnisſcheine) vom 15. Juli 1924 (SM Bl. S. 198) beigefügten Anlagen werden wie folgt ge⸗ 


ändert: 


1. In der Anlage 3 werden in der Bemerkung auf der Rückſeite die Worte „14. September 1905 
(SM Bl. S. 282)“ durch die Worte „4. September 1935 (Geſetzſamml. S. 119)“ erſetzt. Ferner 


Preuß. Geſetzſammlung 1936. Nr. 3, ausgegeben am 23. 1. 36. 13 


werden die Ziffern 1 und 2 unter „Zu beachten“ durch folgenden Wortlaut erſetzt: 


Nach § 27 Abſ. 2 der Sprengſtofflagerverordnung vom 17. November 1932 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 362) iſt die vorübergehende Aufbewahrung von Sprengſtoffen außerhalb von 
beſonderen Sprengſtofflagern nur in dringenden Ausnahmefällen zuläſſig. In ſolchen 
Ausnahmefällen kann fie, wenn es ſich um Patronen aus Ammonſalpeterſprengſtoffen 
handelt, für Mengen bis zu 5 kg, und wenn es ſich um andere zum Verkehr zugelaſſene 
Sprengſtoffe handelt, für Mengen bis zu 2,5 kg von der Ortspolizeibehörde für kurze 
Zeit zugelaſſen werden, wenn für genügende Sicherheit gegen Diebſtahl und für den 
Schutz der Umgebung geſorgt wird. Unter den gleichen Vorausſetzungen kann die 
vorübergehende Aufbewahrung von höchſtens 50 Sprengkapſeln zugelaſſen werden. Die 
Sprengſtoffe und Sprengkapſeln müſſen in ſolchen Fällen je beſonders in ſtarken, hölzernen 
und ſicher verſchloſſenen Kiſten in einem gegen Diebſtahl und Brandgefahr geſicherten 
Raume, der nicht zum dauernden Aufenthalt von Menſchen dient und nicht unter ſolchen 
Räumen liegt, aufbewahrt werden. Die Aufbewahrung der Sprengſtoffe und der Spreng⸗ 
kapſeln darf nicht länger als zwei Wochen dauern. Die Kiſte mit Sprengkapſeln iſt 
mindeſtens 3 m von dem Sprengſtoff entfernt aufzubewahren. 


2. Die Anlagen 7 und 8 werden durch die dieſer Verordnung als Anlagen beigefügten Muſter E 
und Muſter F erſetzt. 


3. Im 8 2 der Anlage 10 werden die Worte „14. September 1905 (HM Bl. S. 282)“ durch 
die Worte „4. September 1935 (Geſetzſamml. S. 119)“ und die Worte „auf Landtransporte (SS 4 
bis 19)“ durch die Worte „auf die Beförderung von Sprengſtoffen (88 3 bis 20)“ erſetzt. 


S 3. 
Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1. Februar 1936 in Kraft. 


Berlin, den 11. Januar 1936. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Wirtſchaftsminiſter. 
Im Auftrage: 


Pohl. 
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Muſter E. 


Sprengſtofflagerbuch 


für Sprengſtoffherſteller und ihre Verkaufslager ſowie für Händler, die über ein behördlich 
genehmigtes Lager verfügen. 


Firma: 
in 


Dieſes Lagerbuch wird geführt von: 


Der Sprengſtofferlaubnisſchein Muſter B Nummer Würde am 198 25 
% EIER 
EE IL 
ausgeſtellt von dem Gemwerbeauflihtsamt ......--.- und iſt gültig bis zum 42. eg 
8 168508 


Zur Beachtung! 


1. Einzutragen find alle An- und Verkäufe von Sprengſtoffen und Sprengkapſeln. Von 
Verbrauchern gelegentlich zurückgegebene Sprengſtoffe ſind als eingenommen zu buchen. 
In Spalte 3 iſt in dieſem Falle der Name des Zurückgebenden einzutragen. 


2. Der Verwalter des Sprengſtofflagers hat die Eintragungen mit Tinte oder Tintenſtift 
vorzunehmen; er iſt für die Eintragungen verantwortlich und hat ihre Richtigkeit im 
Buche bei jeder Beſtandsaufnahme zu beſcheinigen. Werden Sprengſtoffe ausnahms⸗ 
weiſe von einem Vertreter des Lagerverwalters vereinnahmt oder ausgegeben, ſo iſt 
dies in jedem Falle durch Unterſchrift in der Spalte Bemerkungen zu beſcheinigen. 


3. Für jede Sprengſtoffart iſt ein beſonderer Abſchnitt des Buches zu benutzen. 


4. Zu den Sprengkapſeln ſind SE die mit Sprengkapſeln verſehenen elektriſchen Zünder 
zu rechnen. 

5. Am Ende jeder Buchſeite, mindeſtens aber monatlich, iſt der Beſtand zu errechnen als: 
Summe der Einnahmen abzüglich Summe der Ausgaben. Die Übereinſtimmung des 
errechneten Beſtandes mit dem tatſächlichen Lagerbeſtand iſt hierbei nachzuprüfen und 
durch Unterſchrift des Lagerverwalters zu beſcheinigen. Der Beſtand iſt auf die nächſt⸗ 
folgende Buchſeite zu übertragen. 

6. Das Lagerbuch iſt im Lager ſelbſt oder in leicht erreichbarer Nähe ſo aufzubewahren, daß 
es von den zuſtändigen Aufſichtsbeamten jederzeit eingeſehen werden kann. 

7. Wird ein Verluſt an Sprengſtoffen feſtgeſtellt, ſo hat der Verwalter des Sprengſtofflagers 
dafür zu ſorgen, daß die Ortspolizeibehörde unverzüglich Mitteilung erhält. 
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Muſter F. 
Sprengſtofflagerbuch 
für Betriebe, in denen Sprengſtoffe verbraucht werden. 
Firma: 
in 
Dieſes Lagerbuch wird geführt von: 
elta „„ geizielee 19) 5 
Der Sprengſtofferlaubnisſchein Mufter B Nummer wurde am 191. 
. ee ee 119 
Se EE o RL 
ausgeſtellt von dem Eeer, und iſt gültig bis zum nnn 19% 
ergredierbeamien ng 2 19% 


Vertreter des Lagerverwalters: 


Zur Beachtung! 

1. Der Verwalter des Sprengſtofflagers hat die Eintragungen über die Einnahme und 
Ausgabe von Sprengſtoffen und Sprengkapſeln mit Tinte oder Tintenſtift ſelbſt vorzu⸗ 
nehmen; er iſt für die Eintragungen verantwortlich und hat ihre Richtigkeit im Buche 
bei jeder Beſtandsaufnahme zu beſcheinigen. Werden Sprengſtoffe ausnahmsweiſe von 
einem Vertreter des Lagerverwalters vereinnahmt oder ausgegeben, ſo iſt dies in jedem 
Falle durch Unterſchrift in der Spalte Bemerkungen zu beſcheinigen. 


2. Unter Ausgabe ſind auch die Sprengſtoffe zu buchen, die der Ausgebende an ſich ſelbſt 
ausgibt. Vernichtete oder in Verluſt geratene Sprengſtoffe ſind ebenfalls einzutragen. 


3. Für jede Sprengſtoffart iſt ein beſonderer Abſchnitt des Buches zu benutzen. 


4. Bei Verwendung mehrerer Sprengſtoffarten iſt auch für die Sprengkapſeln (für Ein⸗ 
nahme und Ausgabe) ein beſonderer Abſchnitt zu benutzen. Die Spalten 4 bis 8 und 13 
bis 17 bleiben alsdann frei. 


5. Zu den Sprengkapſeln ſind auch die mit Sprengkapſeln verſehenen elektriſchen Zünder 
zu rechnen. 


6. Die Buchung der Kiſten, Pakete und Patronen erfolgt durchweg nach der Stückzahl. 


7. Am Ende jeder Buchſeite, mindeſtens aber monatlich, iſt der Beſtand zu errechnen als: 
Summe der Einnahmen abzüglich Summe der Ausgaben. Die Übereinſtimmung des 
errechneten Beſtandes mit dem tatſächlichen Lagerbeſtand iſt hierbei nachzuprüfen und 
durch Unterſchrift des Lagerverwalters zu beſcheinigen. Der Beſtand iſt auf die nächſt⸗ 
folgende Buchungsſeite zu übertragen. 


8. Das Lagerbuch iſt im Lager ſelbſt oder in leicht erreichbarer Nähe ſo aufzubewahren, 
daß es von den zuständigen Auffichtsbeamten jederzeit eingeſehen werden kann. 


9. Wird ein Verluſt an Sprengſtoffen feſtgeſtellt, jo hat der Verwalter des Sprengſtoff⸗ 
lagers dafür zu ſorgen, daß die Ortspolizeibehörde unverzüglich Mitteilung erhält. 


— 
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3, ausgegeben am 23. 1. 36, 


Preuß. Geſetzſammlung 1936. 
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Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 ab 


Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. I bom 6. Januar 1936 iſt eine 
viehſeuchenpolizeiliche Anordnung des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſters des Innern vom 31. Dezember 
1935 über die Einfuhr von Fleiſch und Fleiſchwaren für die olympiſchen Kämpfer und ihr Begleitperſonal 
zur Veröffentlichung gelangt. e ? 


Berlin, den 16. Januar 1936. 
Reichs⸗ und Preußiſches Miniſterium des Innern. 


Berichtigung. 


In der Verordnung zur Durchführung des Artikels IS 2 Abf. 2 des Geſetzes zum Schutze 
des Einzelhandels in den Städten Altona und Dortmund vom 3. Dezember 1935 (Geſetzſamml. 
S. 149) iſt im § 1 Ziffer 1 litt. e ſtatt „Dockenhuden“ zu ſetzen „Nienſtedten“. 


Berlin, den 18. Januar 1936. 
Der Reichs- und Preußiſche Wirtſchaftsminiſter. 


Im Auftrage: a 
Wienbeck. 


Die amtlich genehmigte 


Einbanddecke 
zur Preußiſchen Gef etzſammlung 


Jahrgang 1935 
liegt vor. Für die Jahrgänge 1920 - 1934 find noch Reftbeftände der Ein- 
banddecke vorhanden. 


Preis 1,35 RM zuzüglich der vberſandſpeſen. 


Don den Jahrgängen 1920-1935 hält der Derlag in die amtlich genehmigte Einband. 
decke gebundene Stücke vorrätig. J 


Don den Hauptfachverzeichniſſen 18841913 und 1914/1925 find noch Beſtände vorhanden, 
die zu dem ermäßigten Preife von 1, bzw. 2, AM verkauft werden. 


Bezug durch den Buchhandel oder unmittelbar vom Derlan. 


R. v. decker's Verlag, 6. Schenck, Berlin W 9, Linkſtraße 35 


Abteilung Preußiſche Gefegfammlung 


Herausgegeben vom Preußiſchen Staatsminifterium. — Druck: Preußiſche Druckerei⸗ und 
Verlags⸗Aktiengeſellſchaft Berlin. 
Verlag: R. v. Decker's Verlag, G. Schenck, Berlin WI, Linkſtraße 35. (Poſtſcheckkonto Berlin 9059.) 
Den laufenden Bezug der Preußiſchen Geſetzſammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten (Bezugspreis 1,10 RM vierteljährlich); 
einzelne Nummern und Jahrgänge (auch ältere) können unmittelbar vom Verlag und durch den Buchhandel bezogen werden. 
Preis für den achtſeitigen Bogen oder den Bogenteil 20 Rpf., bei größeren Beſtellungen 10 bis 40 v. H. Preisermäßigung. 


